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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Dollinger, Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd), Dr. Jenninger und der Fraktion der CDU/CSU 

— Drucksache 8/1345 — 


Fernmeldesonderbauprogramm und früherer Beginn des 
„Mondscheintarifs“ 


A. Problem 

Die Bundesregierung soll aufgefordert werden, durch ein Son- 
derbauprogramm die Kapazität des Fernmeldenetzes zu erwei- 
tern. Außerdem soll der Beginn des sog. „Mondscheintarifs" 
von bisher 22.00 Uhr auf 20.00 Uhr vorverlegt werden, damit 
eine Blockierung der Leitungen besser als bisher vermieden 
wird. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrages. Zwei Sonderbauprogramme sind be- 
reits begonnen worden. Außerdem sind Maßnahmen zur Ent- 
zerrung des Fernsprechverkehrs in den Abendstunden eingelei- 
tet worden. 

(Mehrheitsentscheidung im Ausschuß) 

C. Alternativen 

Die CDU/CSU-Fraktion besteht auf unveränderter Annahme 
des Antrages. 

D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 8/1570 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 8/1345 — abzulehnen. 

Bonn, den 22. Februar 1978 

Der Aussdiuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Lemmridi Hoffie 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Hoffie 


Der in Drucksache 8/1345 enthaltene Antrag wurde 
in der 72. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
16. Februar 1978 dem Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen zur Beratung 
überwiesen, der die Vorlage in seiner Sitzung am 
22. Februar 1978 behandelt hat. 

Ziel des Antrages ist eine Verbesserung und Er- 
leichterung des Telefonverkehrs durch zusätzliche 
Investitionen im Fernrneldenetz sowie eine Auswei- 
tung derjenigen Zeiträume, in denen zu dem stark 
verbilligten sog. „Mondscheintarif" telefoniert wer- 
den kann. Auf diese Weise soll die in jüngster Zeit 
immer stärker auftretende Blockierung des Fern- 
meldenetzes durch eine Überbeanspruchung zu be- 
stimmten Zeiten abgebaut werden. 

Die Ausschußberatungen hierzu hatten folgendes 
Ergebnis: 

1. Sonderbauprogramm für das Fernmeldenetz 

Die Vertreter der SPD-Fraktion und der FDP-Frak- 
tion stellen fest, daß bereits zwei Sonderbaupro- 
gramme beschlossen worden seien. 

Ein Bauprogramm mit einem Volumen von 1,4 Mil- 
liarden DM dient der Erweiterung der Kapazitäten 
des privaten Fernsprechbereichs in den nächsten 
vier Jahren. 

Ein weiteres Sonderbauprogramm mit einem Volu- 
men von 1,6 Milliarden DM ist zu V 4 der Netz- 
verstärkung bestimmt; der übrige Teil dient dem 
Einbau von Zeitzählern in den neuen Nahbereichen. 


2. Ausweitung des Nachttarifs II („Mondschein- 
tarif") 

Nach dem Willen der CDU/CSU-Fraktion soll der 
Nachttarif II („Mondscheintarif") werktags bereits 
um 20.00 Uhr und samstags um 14.00 Uhr beginnen. 

Die Vertreter der SPD-Fraktion und FDP-Fraktion 
billigen demgegenüber die Absicht des Bundesmini- 
steriums für das Post- und Fernmeldewesen, den 
Beginn des Nachttarifs II lediglich an Samstagen 
auf 14.00 Uhr vorzuverlegen. Außerdem soll jedoch 
der Nachttarifs I, der auch künftig an Werktagen 
zwischen 18.00 und 22.00 Uhr gelten soll, künftig 
stärker als bisher ermäßigt werden. Auf diese Weise 
sollen die Telefonkunden veranlaßt werden, auch 
privat zu dem Nachttarif I zu telefonieren, so daß 
auf diese Weise eine Entzerrung des Telefonver- 
kehrs erzielt wird. Bei einer Verlegung des Beginns 
des Nachttarifs II auf 20.00 Uhr würde, so befürch- 
tet der Vertreter des Bundesministeriums für das 
Post- und Fernmeldewesen, die jetzt vielfach ein- 
tretende Blockade der Leitungen durch Uberbean- 
spruchung statt um 22.00 Uhr künftig bereits um 
20.00 Uhr eintreten. Eine Erleichterung sei dadurch 
für die Bevölkerung nicht zu erzielen. Die Ausrich- 
tung der Netzkapazitäten an einer halbstündigen 
Spitzenbelastung zu Beginn des Nachttarifs II sei 
wirtschaftlich nicht zu vertreten. 

Der Verkehrsausschuß schlägt mit Stimmenmehrheit 
vor, den Antrag abzulehnen. 


Bonn, den 22. Februar 1978 


Hoffie 

Berichterstatter 
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